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Chancen und Potenziale innovativer öfentlicher
Beschafung

● Beschafung von innovativen Produkten und
innovativen Dienstleistungen

● Innovative Gestaltung der Beschafungsprozesse
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Wirtschaftlichkeit vs. Eignung
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Eignungskriterien / Zuschlagskriterien
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Frage in die Runde

Frage: Betrift die Qualifkation des Personals die Eignungs- oder
die Wirtschaftlichkeitsprüfung?

● Antwort A: Es kommt darauf an.
● Antwort B: Qualifkation des Personals ist immer ein Eignungs-

kriterium.
● Antwort C: Qualifkation des Personals ist immer ein

Zuschlagskriterium und fällt damit in die Wirtschaftlichkeits-
prüfung. 
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Eignungskriterien

● Eignungskriterien sind unternehmensbezogen und beziehen sich
gemäß § 122 GWB auf die Fachkunde und Leistungsfähigkeit der
Unternehmen. 

● Eignungskriterien dienen mithin dazu, die Unternehmen zu
ermitteln, die zur Erbringung des Auftrags die notwendige
Fachkunde, Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit mitbringen und
die unzureichend qualifzierten Bieter von der weiteren Wertung
auszufltern. (BGH, Urteil v. 15.04.2008 - X ZR 129 / 06; OLG Celle,
Beschluss v. 12.01.2012 - 13 Verg 9/11.) 
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Zuschlagskriterien

● Die Zuschlagskriterien beziehen sich dagegen nicht auf die
konkurrierenden Unternehmen, sondern auf die Leistung der
Angebote und erlauben die Ermittlung des wirtschaftlichsten
Angebots auf der Grundlage des besten Preis-Leistungs-
Verhältnisses. 
Eine Vermischung von Eignungs- und Zuschlagskriterien ist nicht
zulässig. (EuGH, Urteil v. 24.01.2008 - C-532/06 (Lianakis); Lausen in:
Burgi/Dreher Beck'scher Vergaberechtskommentar Bd. 2, VgV § 58
Rn. 35.)

● Die Frage nach der Einordnung der einzelnen Wertungskriterien als
Eignungs- oder Zuschlagskriterien richtet sich danach, ob diese
Kriterien schwerpunktmäßig mit der Beurteilung der Fachkunde
und Leistungsfähigkeit der Unternehmen oder mit der Ermittlung
des wirtschaftlichsten Angebots zusammenhängen. (EuGH, Urteil v.
12.11.2009 - C199/07, Rn. 54; OLG Celle, Beschluss v. 12.01.2012 - 13
Verg 9/11.)



Seite 10 

Preis-Leistungs-Verhältnis
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Vergaberechtliche Anforderungen an die
Leistungsbeschreibung
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● Die Leistung ist eindeutig und erschöpfend zu beschreiben, so
dass alle Bewerber die Beschreibung im gleichen Sinne
verstehen müssen und dass miteinander vergleichbare
Angebote zu erwarten sind. 

● Dabei sind die Grundsätze der Produktneutralität sowie das
Grundprinzip des Diskriminierungsverbots zu beachten. 

Vergaberechtliche Anforderungen

OLG Düsseldorf, Beschluss vom 27.11.2013, VII - Verg 20 / 13:
„Zur Vergabereife zählen eine eindeutige und erschöpfende
Leistungsbeschreibung, aber auch, dass die tatsächlichen und
rechtlichen Voraussetzungen für einen fristgemäßen Beginn der
Ausführung vom Auftraggeber geschafen worden sind“
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nicht eindeutige Leistungsbeschreibung
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Eindeutige Leistungsbeschreibung
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Eindeutige Leistungsbeschreibung
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Eindeutige Leistungsbeschreibung
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Eindeutige Bewertungsmatrix
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nicht eindeutige Leistungsbeschreibung
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Problemfelder

● Die Aufnahmekapazität ist in der Praxis allerdings nur sehr
bedingt aussagekräftig. 

● Eine schlechte Aufnahmegeschwindigkeit des Inkontinenz-
produkts setzt die Haut länger dem aggressiven Milieu des Urins
aus. 

● Ein hoher Rücknässungsgrad des Inkontinenzprodukts bedeutet
eine deutlich höhere Rücknässung der bereits aufgesaugten
Flüssigkeit und damit eine real signifkant geringere
Aufnahmekapazität und setzt mithin die Haut auch signifkant
stärker dem aggressiven Milieu des Urins aus.

● Werden die bedarfsgerechten qualitativen Anforderungen in der
Leistungsbeschreibung vergessen, bedeutet dies eine massive
Auswirkung auf die Gesundheit der Patienten, da ein verstärktes
in Kontakt kommen der Haut mit Urin zu wesentlichen
gesundheitlichen Auswirkungen führt, die sich in Hautreizungen
und -läsionen manifestieren.
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Eindeutige Leistungsbeschreibung



Seite 21 

Grundprinzipien des Vergaberechts

Transparenzgebot

Diskriminierungsverbot

Wettbewerbsgrundsatz
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Grundsätze der Vergabe

§ 97 Abs. 1 GWB: „Öfentliche Aufträge und Konzessionen werden
im Wettbewerb und im Wege transparenter Verfahren vergeben.
Dabei werden die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und der
Verhältnismäßigkeit gewahrt.“

§ 97 Abs. 2 GWB: „Die Teilnehmer an einem Vergabeverfahren
sind gleich zu behandeln, es sei denn, eine Ungleichbehandlung ist
aufgrund dieses Gesetzes ausdrücklich geboten oder gestattet.“

§ 97 Abs. 3 GWB: „Bei der Vergabe werden Aspekte der Qualität 
und der Innovation sowie soziale und umweltbezogene Aspekte
nach Maßgabe dieses Teils berücksichtigt.“
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Grundsätze der Vergabe

§ 2 Abs. 1 UVgO: Öfentliche Aufträge werden im Wettbewerb und
im Wege transparenter Verfahren vergeben. Dabei werden die
Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und der Verhältnismäßigkeit
gewahrt.

§ 2 Abs. 3 UVgO: Bei der Vergabe werden Aspekte der Qualität und
der Innovation sowie soziale und umweltbezogene Aspekte nach
Maßgabe dieser Verfahrensordnung berücksichtigt.

§ 2 Abs. 2 UVgO: Die Teilnehmer an einem Vergabeverfahren sind
gleich zu behandeln, es sei denn, eine Ungleichbehandlung ist
aufgrund dieser Verfahrensordnung oder anderen Vorschriften
ausdrücklich geboten oder gestattet.
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Grundsätze der Vergabe

§ 2 Abs. 1 VOB/A: Bauleistungen werden im Wettbewerb und im
Wege transparenter Verfahren vergeben. Dabei werden die
Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und der Verhältnismäßigkeit
gewahrt. Wettbewerbsbeschränkende und unlautere
Verhaltensweisen sind zu bekämpfen.

§ 2 Abs. 2 VOB/A: Bei der Vergabe von Bauleistungen darf kein
Unternehmen diskriminiert werden.

§ 2 Abs. 3 VOB/A: Bauleistungen werden an fachkundige,
leistungsfähige und zuverlässige Unternehmen zu angemessenen
Preisen in transparenten Vergabeverfahren vergeben.

§ 2 Abs. 4 VOB/A: Auftraggeber, Bewerber, Bieter und
Auftragnehmer wahren die Vertraulichkeit aller Informationen und
Unterlagen nach Maßgabe dieser Vergabeordnung oder anderer
Rechtsvorschriften.
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Lösungswege und Wettbewerbsgrundsatz

OLG Jena, Beschluss vom 26.06.2006, 9 Verg 2 / 06: 
„Der Wettbewerbsgrundsatz verpfichtet den Auftraggeber, vor
Festlegung der Ausschreibungsbedingungen sich einen möglichst
breiten Überblick über die in Betracht kommenden technischen
Lösungen [...] zu verschafen und einzelne Lösungswege nicht von
vornherein auszublenden. “
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Lösungswege und Wettbewerbsgrundsatz

OLG Jena, Beschluss vom 26.06.2006, 9 Verg 2 / 06: 
„Da die Vergabestelle den ihr hierbei eingeräumten Beurteilungs-
spielraum auszuschöpfen hat, hat sie zu prüfen und positiv
festzustellen, warum eine durch die technischen Vorgaben des
Leistungsverzeichnisses (auch nur inzident) ausgeschlossene
Lösungsvariante zur Verwirklichung des Beschafungszwecks nicht
geeignet erscheint.“
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Formen der Leistungsbeschreibung



Seite 28 

Formen der Leistungsbeschreibung
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Konventionelle Leistungsbeschreibung
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Konventionelle Leistungsbeschreibung
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Konventionelle Leistungsbeschreibung
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Ausschlusskriterien
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Aspekte der Qualität, Innovation, Nachhaltigkeit

● Gemäß § 31 Abs. 3 VgV, § 7a EU VOB/A, § 23 Abs. 2 UVgO
können die Merkmale auch Aspekte der Qualität und der
Innovation sowie soziale und umweltbezogene Aspekte
betrefen. 

● Sie können sich auch auf 
– den Prozess oder 
– die Methode zur Herstellung oder Erbringung der Leistung

oder 
– auf ein anderes Stadium im Lebenszyklus des

Auftragsgegenstands einschließlich der Produktions- und
Lieferkette 

beziehen, auch wenn derartige Faktoren keine materiellen
Bestandteile der Leistung sind, sofern diese Merkmale in
Verbindung mit dem Auftragsgegenstand stehen und zu
dessen Wert und Beschafungszielen verhältnismäßig sind.
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VwVBU in Berlin
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VwVBU in Berlin
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VwVBU in Berlin

https://www.berlin.de/nachhaltige-beschaffung/
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Nachhaltigkeit - AVV Klima
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Gütezeichen

● Gemäß § 34 Abs. 1 VgV kann der öfentliche Auftraggeber als
Beleg dafür, dass eine Liefer- oder Dienstleistung bestimmten
in der Leistungsbeschreibung geforderten Merkmalen
entspricht, die Vorlage von Gütezeichen verlangen.

● Ein Beispiel dafür ist es, bei der Beschafung von
Holzprodukten die Vorlage eines Zertifkats von FSC, PEFC zu
verlangen. Mit dem gemeinsamen Erlass zur Beschafung von
Holzprodukten ist die Bundesverwaltung verpfichtet, nur
Holzprodukte aus legaler und nachhaltiger
Waldbewirtschaftung zu beschafen.
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Gütezeichen

● Grundsätzlich ist es zulässig, die Erzeugnisse aus ökologischer
Landwirtschaft bzw. aus fairem Handel in der
Leistungsbeschreibung zu fordern und den Nachweis durch
Gütesiegel erbringen zu lassen (EuGH, Urteil v. 10.05.2012, C -
368 / 10, Rn. 89 (Max Havelaar)). 

● Nach Urteil des EuGH muss der Auftraggeber auch
gleichwertige Gütezeichen akzeptieren bzw. den Nachweis,
dass ein Erzeugnis den geforderten Kriterien genügt, auch
durch andere Beweismittel zulassen (EuGH, Urteil v.
10.05.2012, C - 368 / 10, Rn. 97 (Max Havelaar)).
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● Eine funktionale Leistungsbeschreibung beschreibt das Ziel,
das mit der zu beschafenden Leistung erreicht werden soll,
der Lösungsweg dorthin ist aber nicht festgelegt und wird den
Bietern freigestellt. 

● Da aufgrund dieser Gestaltungsmöglichkeiten der Bieter keine
homogenen vergleichbaren Angebote zu erwarten sind,
unterscheiden sich die Angebote insbesondere in der
Leistungsstärke der gewählten Lösungen. 

● Eine reine Zuschlagsentscheidung nur nach dem
Angebotspreis ist hier nicht zulässig, vielmehr muss eine
Kostenbewertung, eine Preis-Leistungs-Bewertung oder eine
Leistungsbewertung (Festpreis, Festkosten) stattfnden. 

Funktionale Leistungsbeschreibungen
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Beispiel:
Rollout der Software innerhalb des Zeitraums Fr. 18:00 Uhr bis
Mo. 06:00 Uhr auf 20.000 Clients (unterschiedliche Hardware,
unterschiedliche Betriebssysteme).
Bewertung der unterschiedlichen Rollout-Konzepte der
Bieterangebote im Hinblick auf 
● Zuverlässigkeit, 
● Fehleranfälligkeit/Fehlertoleranz, 
● Sicherheit und 
● Notfallkonzepten des Rollouts 

mittels einer Bewertungsmatrix.

Funktionale Leistungsbeschreibung
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Beispiel:
Wärmeschutz von Büroräumen, maximale Büroraum-Temperatur
26° C.

Bewertung der Gesamtkosten über 20 Jahre +
Nachhaltigkeitsaspeke mittels einer Bewertungsmatrix.

Funktionale Leistungsbeschreibung
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Funktionale Ausschreibungen

OLG Düsseldorf, Beschluss vom 11.12.2013, VII - Verg 22 / 13: 
„Bei einer funktionalen oder nur teilweise funktionalen Ausschreibung (...)
ist der Preis als alleiniges Zuschlagskriterium (...) unzulässig“ 
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Funktionale Leistungsbeschreibungen

● Bei Vergaben gemäß den Vergabeordnungen VgV, SektVO,
VSVgV, UVgO und der VOL/A stehen dem Auftraggeber die
konventionelle und die funktionale Leistungsbeschreibung
gleichrangig zur Verfügung.  
Dem Auftraggeber steht es somit frei, ob er sich für eine
funktionale oder eine konventionelle Leistungsbeschreibung
entscheidet.

● Bei VOB-Vergaben ist die Leistungsbeschreibung mit
Leistungsverzeichnis vorrangig. 
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Funktionale Leistungsbeschreibungen

§ 7b Abs. 1 VOB/A-EU: „Die Leistung ist in der Regel durch eine
allgemeine Darstellung der Bauaufgabe (Baubeschreibung) und ein
in Teilleistungen gegliedertes Leistungsverzeichnis zu beschreiben.“

§ 7c Abs. 1 VOB/A-EU: „Wenn es nach Abwägen aller Umstände
zweckmäßig ist, abweichend von § 7b EU Absatz 1 zusammen mit
der Bauausführung auch den Entwurf für die Leistung dem
Wettbewerb zu unterstellen, um die technisch, wirtschaftlich und
gestalterisch beste sowie funktionsgerechteste Lösung der
Bauaufgabe zu ermitteln, kann die Leistung durch ein
Leistungsprogramm dargestellt werden.“
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Zuschlagskriterien



Seite 47 

Preis-Leistung-Bewertung
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produktneutral vs. produktspezifisch
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Frage in die Runde

Frage: Die Vorgabe eines Leitfabrikats mit dem Zusatz "oder
gleichwertig“ darf man verwenden:

● Antwort A: um ein ganz bestimmtes Produkt zu erhalten
(Produktvorgabe),

● Antwort B: wenn eine hinreichend genaue Beschreibung
durch verkehrsübliche Bezeichnungen nicht möglich ist,

● Antwort C: darf niemals verwendet werden.
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● Nach der aktuellen Rechtsprechung steht dem Auftraggeber
grundsätzlich ein Bestimmungsrecht über den
Auftragsgegenstand zu. 

● Dazu muss aber die Bestimmung durch den Auftragsgegen-
stand sachlich gerechtfertigt sein, sowie vom Auftraggeber
nachvollziehbare objektive und auftragsbezogene Gründe
angegeben worden sein und diese Gründe tatsächlich
vorhanden sein. 

Leistungsbestimmungsrecht vs.
Diskriminierungsverbot
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Produktneutralität

§ 31 Abs. 6  S. 1 VgV: In der Leistungsbeschreibung darf nicht auf eine
bestimmte Produktion oder Herkunft oder ein besonderes Verfahren,
das die Erzeugnisse oder Dienstleistungen eines bestimmten
Unternehmens kennzeichnet, oder auf gewerbliche Schutzrechte, Typen
oder einen bestimmten Ursprung verwiesen werden, wenn dadurch
bestimmte Unternehmen oder bestimmte Produkte begünstigt oder
ausgeschlossen werden, (...).
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Produktneutralität

§ 31 Abs. 6  S. 1 VgV: In der Leistungsbeschreibung darf nicht auf eine
bestimmte Produktion oder Herkunft oder ein besonderes Verfahren,
das die Erzeugnisse oder Dienstleistungen eines bestimmten
Unternehmens kennzeichnet, oder auf gewerbliche Schutzrechte, Typen
oder einen bestimmten Ursprung verwiesen werden, wenn dadurch
bestimmte Unternehmen oder bestimmte Produkte begünstigt oder
ausgeschlossen werden, es sei denn, dieser Verweis ist durch den
Auftragsgegenstand gerechtfertigt.
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§ 7 Abs. 2 VOB/A: In technischen Spezifkationen darf nicht auf eine
bestimmte Produktion oder Herkunft oder ein besonderes Verfahren,
das die von einem bestimmten Unternehmen bereitgestellten Produkte
charakterisiert, oder auf Marken, Patente, Typen oder einen bestimmten
Ursprung oder eine bestimmte Produktion verwiesen werden, es sei
denn,
● dies ist durch den Auftragsgegenstand gerechtfertigt oder
● der Auftragsgegenstand kann nicht hinreichend genau und

allgemein verständlich beschrieben werden; solche Verweise sind mit
dem Zusatz "oder gleichwertig" zu versehen.

Produktneutralität
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Die Verwendung von Leitprodukten stellt eine Erleichterung für
die Formulierung der Leistungsbeschreibung dar. 

Mit dem Zusatz „oder gleichwertig“ wird den Bietern ausdrücklich
die Möglichkeit eröfnet, alternative gleichwertige Produkte
anzubieten. 

Zum Problemfall wird das Ganze dann, wenn nicht klar spezifziert
wird, worin die Gleichwertigkeit besteht.  

Leitprodukt/Leitfabrikat mittels „oder gleichwertig“
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§ 31 Abs. 6 S. 2 VgV 2016: Solche Verweise sind ausnahmsweise
zulässig, wenn der Auftragsgegenstand anderenfalls nicht
hinreichend genau und allgemein verständlich beschrieben werden
kann; diese Verweise sind mit dem Zusatz „oder gleichwertig“ zu
versehen.

Leitprodukt/Leitfabrikat mittels „oder gleichwertig“
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§ 23 Abs. 5 S. 1 UVgO: 
Bezeichnungen für bestimmte Erzeugnisse oder Verfahren wie
beispielsweise Markennamen dürfen ausnahmsweise, jedoch nur
mit dem Zusatz „oder gleichwertig“, verwendet werden, wenn
eine hinreichend genaue Beschreibung durch verkehrsübliche
Bezeichnungen nicht möglich ist.  

Leitprodukt/Leitfabrikat mittels „oder gleichwertig“
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§ 7 Abs. 2 VOB/A: 
In technischen Spezifkationen darf nicht auf eine bestimmte
Produktion oder Herkunft oder ein besonderes Verfahren, das die
von einem bestimmten Unternehmen bereitgestellten Produkte
charakterisiert, oder auf Marken, Patente, Typen oder einen
bestimmten Ursprung oder eine bestimmte Produktion verwiesen
werden, es sei denn,

1. dies ist durch den Auftragsgegenstand gerechtfertigt oder

2. der Auftragsgegenstand kann nicht hinreichend genau und
allgemein verständlich beschrieben werden; solche Verweise
sind mit dem Zusatz "oder gleichwertig" zu versehen. 

Leitprodukt/Leitfabrikat mittels „oder gleichwertig“
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Leitprodukt/Leitfabrikat mittels „oder gleichwertig“

OLG Düsseldorf, Beschluss vom 09.01.2013, VII – Verg 33 /
12: „Mit dem Zusatz „oder gleichwertiger Art“ hat der
Auftraggeber den Bietern die Möglichkeit, alternative
gleichwertige Produkte anzubieten, ausdrücklich eröfnet.“
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Leitprodukt/Leitfabrikat mittels „oder gleichwertig“

VK Münster, Beschluss vom 29.03.2012, VK 3 / 12: „Weiterhin
ergibt sich aus der Position 3.1.10 als solche nicht, das
verbindlich ein Produkt mit den konkreten Maßen anzubieten
war. Es wird dort in keiner Weise darauf hingewiesen, dass die
Bemessungen zwingend einzuhalten sind. Fachtechnisch gibt es
dafür auch keine Begründung, (…) 

Denn das von der Antragstellerin angebotene Produkt erfüllt die
technischen Anforderungen (...) ebenso wie das Leitprodukt, was
unstreitig ist. Dass es die produktspezifschen Maße des
Leitprodukts nicht einhält, hat hingegen keine Auswirkungen
auf den Gebrauch des Gerätes.“
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Frage in die Runde

Frage: Die Vorgabe eines Leitfabrikats mit dem Zusatz "oder
gleichwertig“ darf man verwenden:

● Antwort A: um ein ganz bestimmtes Produkt zu erhalten
(Produktvorgabe),

● Antwort B: wenn eine hinreichend genaue Beschreibung
durch verkehrsübliche Bezeichnungen nicht möglich ist,

● Antwort C: darf niemals verwendet werden.
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Bestimmungsrecht

OLG Düsseldorf, Beschluss vom 03.03.2010, VII - Verg 46 / 09:
 „Führt eine an sach- und auftragsbezogenen Kriterien orientierte
Beschafungsentscheidung zur Festlegung auf ein bestimmtes Erzeugnis
oder zur Wahl einer bestimmten Technologie, ist die damit
verbundene Beschränkung oder Einengung des Wettbewerbs als
Folge des Bestimmungsrechts des öfentlichen Auftraggebers
grundsätzlich hinzunehmen.“
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OLG Celle, Beschluss vom 22.05.2008, 13 Verg 1 / 08: „Eine in
dieser Weise wenige Unternehmen bevorzugende
Leistungsbeschreibung ist [...] nur dann ausnahmsweise zulässig,
wenn sie durch die zu vergebende Leistung gerechtfertigt ist. Eine
Rechtfertigung in diesem Sinn ist anzunehmen, wenn in der Sache
selbst liegende Gründe zu der bestimmte Unternehmen oder
Erzeugnisse bevorzugenden Leistungsbeschreibung führen.“

Bestimmungsrecht
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Produktspezifsche Ausschreibung

OLG Düsseldorf, Beschluss vom 22.05.2013, VII - Verg 16 / 12: 
„An den vorstehenden Grundsätzen gemessen hatte die
Vergabestelle objektiv schwerwiegende personelle, wirtschaftliche
und technische Gründe für die von ihr getrofene Wahl, zukünftig
HISinOne und kein anderes Produkt, namentlich CampusNet, zu
nutzen. 

Allein die abzuwendenden Risiken von Fehlfunktionen,
Kompatibilitätsproblemen und hohem Umstellungsaufwand, die bei
einem "massiven Übergang" auf die Software der Antragstellerin
erheblich wahrscheinlicher auftreten würden als bei einer "sanften
Migration" auf die Software der Beigeladenen unter Beibehaltung der
Basisinfrastruktur, rechtfertigten die Entscheidung.“
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Produktneutralität vs. Risikominimierung

OLG Düsseldorf, Beschluss vom 22.05.2013, VII - Verg 16 / 12: 
„Die Vergabestelle durfte insbesondere mit Blick auf die zwingende
Notwendigkeit eines jederzeit störungsfreien Betriebs der
Hochschulverwaltungssoftware im laufenden Studienbetrieb
jedwede Risikopotentiale ausschließen und den sichersten Weg
wählen. 

Die Beschafungsentscheidung ist von der Vergabestelle
infolgedessen willkürfrei aufgrund sachlich gerechtfertigter und
auftragsbezogener Gründe getrofen worden. 

Andere Wirtschaftsteilnehmer, namentlich die Antragstellerin, sind
dadurch nicht diskriminiert worden (vergleiche dazu auch: OLG
Düsseldorf, Beschluss vom 14.4.2005 - VII-Verg 93/04,
Geographisches Informationssystem).“
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Produktspezifsche Ausschreibung

OLG Brandenburg, Beschluss vom 08.07.2021, 
19 Verg 2 / 21,: 
Eine produktspezifsche Ausschreibung ist deshalb nur dann gerecht-
fertigt, wenn vom Auftraggeber nachvollziehbare objektive und
auftragsbezogene Gründe angegeben worden sind und die
Bestimmung folglich willkürfrei getrofen worden ist, solche Gründe
tatsächlich vorhanden (festzustellen und notfalls erwiesen) sind und die
Bestimmung andere Wirtschaftsteilnehmer nicht diskriminiert (...). 

Dem öfentlichen Auftraggeber steht bei der Einschätzung, ob die
Vorgabe eines bestimmten Herstellers gerechtfertigt ist, ein Beurteil-
ungsspielraum zu. 

Die Entscheidung muss aber nachvollziehbar begründet und
dokumentiert sein; wenngleich eine vorherige Markterkundung nicht
erforderlich ist. Die Darlegungslast für die Notwendigkeit einer
herstellerbezogenen Leistungsbeschreibung liegt beim öfentlichen
Auftraggeber (...).
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Produktspezifsche Ausschreibung

OLG Brandenburg, Beschluss vom 08.07.2021, 
19 Verg 2 / 21: 
Ausgehend von diesen Grundsätzen ist die produktspezifsche
Ausschreibung von iPads unter den vorliegenden Bedingungen
voraussichtlich als gerechtfertigt anzusehen. 
Die von dem Auftraggeber in dem Vergabevermerk vom 08.02.2021
dokumentierten und nachfolgend während des Vergabenachprüfungs-
verfahrens weiter spezifzierten Gründe sind nachvollziehbar und
auftragsbezogen und genügen auch den weiteren vorgenannten
Anforderungen. 
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Produktspezifsche Ausschreibung

OLG Brandenburg, Beschluss vom 08.07.2021, 
19 Verg 2 / 21: 
Die zu beschafenden Tablets sollen in eine bereits geschafene,
mehrjährig erprobte und bewährte Systemarchitektur integriert werden
und verfügen - anders als das Konkurrenzprodukt - zudem über
Funktionalitäten, die der Auftraggeber als wesentlich erachtet. 
Die Geräte sollen im Schulbetrieb Verwendung fnden und damit in einem
durch eine Vielzahl von Nutzern mit sehr unterschiedlichem technischen
Verständnis geprägten Umfeld. 
Zugleich ist für die Umsetzung des Bildungsauftrages die gleichförmige
komplikationslose und zuverlässige Bedienbarkeit der im Unterricht
verwendeten Geräte von zentraler Bedeutung.
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Produktspezifsche Ausschreibung

OLG Brandenburg, Beschluss vom 08.07.2021, 
19 Verg 2 / 21: 
Der Auftraggeber hat angegeben, die neu zu beschafende Ausstattung
mit weiteren Endgeräten sollten sich technisch und organisatorisch
nahtlos in die seit Jahren implementierte, erprobte, bedarfsgerecht
weiterentwickelte und speziell auf die Nutzungsanforderungen der
Schulden ausgerichtete IT-Infrastruktur einfügen. 
Es bestehe aus organisatorischen und wirtschaftlichen Gründen das
Bedürfnis, die vorhandene IT-Struktur ohne größeren Investitions- und
Verwaltungsaufwand zu nutzen. 
Dieser Beschafungsansatz ist nachvollziehbar, in dem Grundsatz der
Sparsamkeit der Verwaltung begründet und ohne diskriminierende
Wirkung (vgl. OLG Karlsruhe, Urteil vom 15.11.2013 - 15 Verg 5/13 Rn 115;
zit. nach juris).
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Produktspezifsche Ausschreibung

OLG Brandenburg, Beschluss vom 08.07.2021, 
19 Verg 2 / 21: 
(...) ist aber auch die weitere Prämisse des Auftraggebers, die Anschafung
von Tablets, die unter dem Betriebssystem „Android“ arbeiten, führe zu
einem Mischbetrieb von Endgeräten mit unterschiedlichen
Betriebssystemen, der die Zahl der Fehlerquellen deutlich erhöhe, nicht zu
beanstanden. 
Vielmehr liegt auf der Hand, dass beide Betriebssysteme jeweils
unterschiedliche Fehlerquellen (Fehler des Betriebssystems,
Sicherheitslücken, Schnittstellenprobleme) in sich tragen, so dass sich die
Gefahr von Fehlern bei Verwendung mehrerer Betriebssysteme parallel zu
einander vervielfacht. 
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Produktspezifsche Ausschreibung

OLG Brandenburg, Beschluss vom 08.07.2021, 
19 Verg 2 / 21: 
Im Bereich der EDV ist es grundsätzlich gerechtfertigt, im Interesse der
Systemsicherheit und -funktion das Risikopotential für Fehlfunktionen
oder Kompatibilitätsprobleme zu verringern (...). 
Dies gilt nicht nur für komplexe IT-Komponenten oder in
sicherheitsrelevanten Bereichen, sondern auch im schulischen Umfeld, in
dem die Verwendung im Unterricht die zuverlässige und gleichförmige
Funktion einer Vielzahl von Endgeräten bei der Nutzung durch
unterschiedlichste Schülergruppen voraussetzt. 
Die Aufassung der Antragstellerin, ein Mischbetrieb erhöhe sogar die
Betriebssicherheit, überzeugt bereits deshalb nicht, weil eine etwaige
Redundanz der Betriebssysteme nicht verhindert, dass bei Ausfall eines
Systems die an dieses System gebundenen Endgeräte für die nutzenden
Lehrer und Schüler nicht verwendbar sind.
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Produktspezifsche Ausschreibung

OLG Brandenburg, Beschluss vom 08.07.2021, 
19 Verg 2 / 21: 
Der Auftraggeber hat nachvollziehbar weiter darauf abgestellt, dass ein
zusätzlicher Aufwand in zeitlicher und fnanzieller Hinsicht dadurch
entsteht, dass die System- und Netzwerkadministratoren den Betrieb mit
iPads langjährig erprobt, aber keine Kenntnisse zu dem von der
Antragstellerin verwendeten Android-Betriebssystem haben und sich erst
einmal einarbeiten bzw. geschult werden müssen. 
Es entspricht der Lebenserfahrung des auch berufich mit EDV befassten
Senates, dass ein Wechsel des Betriebssystems auch auf Ebene der die
Technik betreuenden Fachleute mit Neuerungen verbunden ist, die
angelernt, verstanden und umgesetzt werden müssen. Dies kostet umso
mehr Zeit, als gleichzeitig das bisherige System im Mischbetrieb
aufrechterhalten wird, weil dann die Automatisierung der neuen Befehle
einen längeren Zeitraum in Anspruch nimmt. (...)
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Produktspezifsche Ausschreibung

OLG Brandenburg, Beschluss vom 08.07.2021, 
19 Verg 2 / 21: 
Ein weiterer, nicht vernachlässigenswerter Aufwand entsteht für die
Schulung der Lehrkräfte, denen im Falle eines Mischbetriebes Schulungen
für beide Systeme angeboten werden müssten, d.h. den Lehrkräften, die
bereits mit den vorhandenen iPads arbeiten, zusätzliche Schulungen für
Android-basierte Geräte und denjenigen, die noch keine Erfahrung mit
entsprechenden Endgeräten gesammelt haben, Schulungen für beide
Systeme. 
Auch insoweit ist infolge des doppelt anzueignenden Wissens zudem mit
einem verzögerten Schulungserfolg zu rechnen. 
Der Ansicht der Antragstellerin, das Android-basierte Betriebssystem sei so
verbreitet, dass es als allgemein bekannt vorausgesetzt werden könne,
kann im Hinblick auf den gerichtsbekannten Verbreitungsgrad auch
anderer Betriebssysteme wie iOS oder Windows nicht ohne weitere
Begründung gefolgt werden.
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Produktspezifsche Ausschreibung

OLG Brandenburg, Beschluss vom 08.07.2021, 
19 Verg 2 / 21: 
Schließlich ist auch nachvollziehbar, dass der Auftraggeber einen
erheblichen Mehraufwand im Zusammenhang mit den an das jeweilige
Betriebssystem gekoppelten Apps befürchtet. 
Für die reibungslose Abwicklung des Unterrichts sollen aus Sicht des
Auftraggebers auf allen eingesetzten Tablets die gleichen Apps zu
betreiben sein. (...) 
Für die Benutzung unter Android macht der Auftraggeber - auch insoweit
nachvollziehbar - geltend, dass diese Alternativen zu den eingesetzten
und bewährten IOS-Apps - mit entsprechendem fnanziellen und
zeitlichen Aufwand - erprobt bzw. weitere ermittelt, die entsprechenden
Lizenzen erworben und die Apps im Unterrichtsgeschehen versuchsweise
eingesetzt werden müssten, um die Unterschiede in der Bedienung für die
Schüler zu antizipieren. 
Dies ginge allerdings zu Lasten der Zeit für den Unterricht.



Seite 77 

Bestimmungsrecht

OLG Düsseldorf, Beschluss vom 01.08.2012, VII - Verg 10 / 12: „Nach
der dazu ergangenen Rechtsprechung des Senats […] sind die
vergaberechtlichen Grenzen der Bestimmungsfreiheit des öfentlichen
Auftraggebers indes eingehalten, sofern

● die Bestimmung durch den Auftragsgegenstand sachlich gerechtfertigt ist,
● vom Auftraggeber dafür nachvollziehbare objektive und

auftragsbezogene Gründe angegeben worden sind und die Bestimmung
folglich willkürfrei getrofen worden ist,

● solche Gründe tatsächlich vorhanden (festzustellen und notfalls erwiesen)
sind,

● und die Bestimmung andere Wirtschaftsteilnehmer nicht diskriminiert.
Bewegt sich die Bestimmung in diesen Grenzen, gilt der Grundsatz der
Wettbewerbsofenheit der Beschafung nicht mehr uneingeschränkt."
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Leistungsbeschreibung
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Die Gründe für eine Produktvorgabe sind aber sehr kritisch zu
hinterfragen. 
● Gibt es überhaupt einen Schulungsaufwand für die Bedienung

von gleichwertigen Produkten, wenn ja ist dieser objektiv
gesehen vernachlässigbar oder wenn nicht vernachlässigbar in
welcher Größenordnung bewegt sich dieser.

● Eine einheitlichen Lagerhaltung von Ersatzmitteln stellt nach
der Rechtsprechung (EuGH, Urteil vom 08.04.2008, C - 337 / 05)
keinen pauschal ausreichenden Grund für eine
Produktvorgabe dar. Im Übrigen ist zu hinterfragen, ob die
Ersatzmittel überhaupt vorgehalten werden.

Kritisches Hinterfragen der Gründe für eine
Produktvorgabe
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Die Gründe für eine Produktvorgabe sind aber sehr kritisch zu
hinterfragen. 
● Eine einheitliche Wartung betrift zwar durchaus das

berechtigte Interesse des Auftraggebers, doch reicht dieses
Argument nicht als Rechtfertigung für die ausnahmsweise
Zulassung eines bestimmten Erzeugnisses aus. Die
Wartungskosten dürften unter Berücksichtigung der
Transparenz in der Wirtschaftlichkeitsbetrachtung ihren
Niederschlag fnden (Vergabekammer des Landes Hessen,
Beschluss vom 11. Dezember 2006 – 69d VK-60/2006). Eine
pauschale produktspezifsche Ausschreibungmit dem
Argument einer einheitlichen Wartung ist mithin unzulässig.

Kritisches Hinterfragen der Gründe für eine
Produktvorgabe
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Eine Behinderung des Wettbewerbs liegt nicht erst dann vor,
wenn Merkmale des geforderten Produkts durch einen Produkt-
oder Markennamen bezeichnet werden, sondern bereits dann,
wenn das Leistungsverzeichnis nach Form, Stofichkeit, Aussehen
und technischen Merkmalen so präzise defniert ist, dass faktisch
nur das Produkt eines Herstellers in Frage kommt.

 Hierbei kommt es nicht auf die Feststellung einer subjektiven
Absicht der Vergabestelle an, bestimmte Unternehmen zu
bevorzugen zu wollen.

Entscheidend ist vielmehr die Frage, ob die Leistungsbeschreib-
ung bei objektiver Betrachtung geeignet ist, bestimmte
Unternehmen oder Erzeugnisse bevorzugen zu wollen. 

Versteckte Diskriminierungen
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Versteckte Diskriminierung

VK Nordbayern, 16.04.2008, VK – 3194 – 14/08: „Eine
Behinderung des Wettbewerbs liegt nicht erst dann vor, wenn
Merkmale des geforderten Produkts durch einen Produkt- oder
Markennamen bezeichnet werden, sondern bereits dann, wenn
das Leistungsverzeichnis nach Form, Stofichkeit, Aussehen und
technischen Merkmalen so präzise defniert ist, dass dem Bieter
keinerlei Ausweichmöglichkeit mehr bleibt. 
Hierbei kommt es nicht auf die Feststellung einer subjektiven
Absicht der Vergabestelle an, bestimmte Unternehmen zu
bevorzugen zu wollen. Entscheidend ist vielmehr die Frage, ob
die Leistungsbeschreibung bei objektiver Betrachtung geeignet
ist, bestimmte Unternehmen oder Erzeugnisse bevorzugen zu
wollen.“
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Versteckte Diskriminierung

VK Nordbayern, 09.07.2009, VK – 3194 – 15/09: „Durch die
mangelnde Dokumentation ist die Entscheidung (...) angreifbar,
da die Gründe für die festgelegten Mindeststandards im
Einzelnen nicht nachprüfbar sind. Der Vorwurf des Bieters, dass
die Gerätedaten von den Erzeugnissen zweier Hersteller so
ausgewählt wurden, dass diese von anderen Erzeugnissen nicht
erfüllt werden können, ist nach summarischer Prüfung einzelner
Datenblätter nicht von der Hand zu weisen.  (...) 

Dies lässt in der Tat den Schluss zu, dass der Ausschreibung
Gerätedaten ganz bestimmter Geräte wettbewerbswidrig
zugrunde gelegt wurden. 
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Optionen
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Im Zivilrecht ist eine Option, die rechtlich begründete
Anwartschaft, ein Recht durch eine einseitige Erklärung zu
erwerben. 

Bei Vergabeverfahren kommt dies in der Form vor, dass 
● Vertragslaufzeiten optional verlängert werden können,
● Leistungen optional erweitert werden können,
● Alternativen ausgewählt werden können,
● im Bedarfs-/Eventualfall besondere Leistungen optional

abgerufen werden können.

Bei Optionen kann der Auftraggeber durch eine einseitige
Erklärung die vereinbarte Option nutzen und den Vertrag
entsprechend der Vereinbarung erweitern.

Option
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● Wird die Option in der Ausgangsausschreibung mit
aufgeführt und mit ausgeschrieben, ist die Option
Bestandteil des Vergabewettbewerbs und des bei Zuschlag
erfolgten Auftrags. 

● Gemäß § 132 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 GWB ist dann die Änderung
des Auftrags ohne Neuausschreibung möglich.

Option
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Option
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Wahlpositionen/Alternativpositionen
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Bei Wahlpositionen/Alternativpositionen schreibt der
Auftraggeber für einzelne Leistungspositionen Alternativen aus
und entscheidet sich bei der Zuschlagserteilung für eine der
Alternativen.

OLG Düsseldorf, Beschluss vom 13.04.2011, VII – Verg 58 /
10:„Wahlpositionen sind Leistungspositionen, in denen sich der
Auftraggeber noch nicht festgelegt hat, sondern mehrere
Alternativen der Leistungserbringung ausschreibt, von denen er
nach Kenntnisnahme der Angebotsinhalte, eine Alternative für den
Zuschlag auswählt.“

Wahlpositionen/Alternativpositionen
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Grundsätzlich ist die Verwendung von Wahlpositionen
vergaberechtlich zulässig, diese sollten aber nur sehr sparsam
und gut begründet Verwendung fnden, da dadurch die
Eindeutigkeit der Leistungsbeschreibung und auch die
Transparenz des Vergabeverfahrens beeinträchtigt werden.
OLG Düsseldorf, Beschluss vom 13.04.2011, VII - Verg 58 /
10: „Die Aufnahme von Wahlpositionen in das
Leistungsverzeichnis ist nicht grundsätzlich vergaberechtlich
unstatthaft. […]. 

Er kommt in Betracht, wenn und soweit ein berechtigtes Bedürfnis
des öfentlichen Auftraggebers besteht, die zur beauftragende
Leistung in den betrefenden Punkten einstweiligen ofen zu halten
[…].“

Wahlpositionen/Alternativpositionen
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OLG Saarbrücken, Beschluss vom 22.10.1999, 5 Verg 2 / 99: 
„Von der Ausschreibung von Wahl- oder Alternativposition soll
daher nur in sachlich gerechtfertigten, nachprüfbaren
Ausnahmefällen Gebrauch gemacht werden. 
Zum Teil wird gefordert, dass sie nur Teilleistungen betrefen
dürfen und ihr Wert im Verhältnis zum Wert der Grundpositionen
in der Regel nur geringfügig sein darf. 
Als Anhaltspunkt wird insoweit gelegentlich eine Relation von bis
zu 10 % der geschätzten Auftragssumme genannt.“

Wahlpositionen/Alternativpositionen
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Eventualpositionen/Bedarfspositionen
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● Bei Eventualpositionen/Bedarfspositionen handelt es sich
um Positionen in der Leistungsbeschreibung, bei denen es
sowohl zum Zeitpunkt der Erstellung der Leistungsbe-
schreibung als auch bei Zuschlagserteilung noch nicht
feststeht, ob und gegebenenfalls in welchem Umfang diese
Positionen notwendig sind. 

● Die Inanspruchnahme dieser Eventualpositionen / Bedarfs-
positionen entscheidet sich erst im Bedarfsfall während der
Auftragsdurchführung.

Eventualpositionen/Bedarfspositionen
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OLG Düsseldorf, Beschluss vom 13.04.2011, VII - Verg 58 /
10: „[…] handelt es sich bei Bedarfs- oder Eventualpositionen um
Leistungen, bei denen zum Zeitpunkt der Erstellung der
Leistungsbeschreibung noch nicht feststeht, ob und ggf. in
welchem Umfang sie tatsächlich zur Ausführung kommen werden.
 Solche Positionen enthalten nur eine im Bedarfsfall erforderliche
Leistung, über deren Ausführung erst nach Auftragserteilung und
nicht bereits bei Erteilung des Zuschlags entschieden wird.“

Eventualpositionen/Bedarfspositionen
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VK Düsseldorf, Beschluss vom 13.05.2002, VK - 7 / 2002 - L: 
„Eventualpositionen kommen in Betracht, wenn bei Fertigstellung
der Ausschreibungsunterlagen noch nicht abschließend feststeht,
ob und in welchem Umfang die Position zur Ausführung gelangt.
 Es geht daher immer um die Frage, ob die Position zusätzlich,
nicht alternativ zur Ausführung gelangt.“

Eventualpositionen/Bedarfspositionen
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Eventualpositionen/Bedarfspositionen sollten nur äußerst
zurückhaltend Verwendung fnden und sollten nicht mehr als
10% des geschätzten Auftragsvolumens betragen. 

VK Lüneburg, Beschluss vom 03.02.2004, 203 - VgK - 41 /
2003: „Angesichts der entstehenden Unwägbarkeiten für den
Auftragnehmer darf sowohl von der Aufnahme von Bedarfs- /
Eventualpositionen oder aber auch von Wahl-/Alternativ-
positionen, die immer dann in Betracht kommen, wenn Leistungen
alternativ zur Ausführung kommen sollen, über die sich die
Vergabestelle nicht im Klaren ist, nur äußerst zurückhaltend
Gebrauch gemacht werden (...).“

Eventualpositionen/Bedarfspositionen
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VK Bund, Beschluss vom 14.07.2005, VK 1 - 50 / 05: 
„Aufgrund der vorgenannten Unwägbarkeiten, die bei
Bedarfspositionen sowohl bei Angebotserstellung als auch bei
Angebotswertung entstehen, ist es sachgerecht, die
vergaberechtliche Zulässigkeit der Aufnahme von
Bedarfspositionen einzuschränken, um im Interesse einer
transparenten und wettbewerblichen Vergabe Risiken für die Bieter
und Manipulationsspielräume für den Auftraggeber weitgehend
auszuschließen. 
Unabhängig davon, ob man die Zulässigkeitsgrenze für
Bedarfspositionen nun bei in der Regel 10% des geschätzten
Auftragsvolumens ansetzt (so die allgemein verbreitete
Aufassung, […] wird eine absolute, keine Ausnahme mehr
zulassende Obergrenze jedenfalls bei 15% anzusetzen sein.“

Eventualpositionen/Bedarfspositionen
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Für den Einsatz von Eventualpositionen/Bedarfspositionen
muss es aber auch eine zwingende Notwendigkeit geben.
Eventualpositionen/Bedarfspositionen sind kein Ersatz für eine
fehlende oder mangelhafte Vergabereife.

VK Mecklenburg-Vorpommern, Beschluss vom 27.11.2001,
2 VK 15 / 01: „Eine Position wird jedoch nicht allein dadurch zu
einer Bedarfsposition, dass der Auftragnehmer sich über den
wahren Bedarf nicht im Klaren ist. Eine Aufnahme von
Bedarfspositionen in die Leistungsbeschreibung ist nur dann
zulässig, wenn dafür eine zwingende Notwendigkeit besteht.“

Eventualpositionen/Bedarfspositionen
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Eventualpositionen 

Angebot A B C

Preis für
Normalpositionen 50.380 € 44.980 € 52.800 €

Preis für
Eventualpositionen 11.840 € 28.040 € 8.760 €

Gesamtpreis 62.220 € 73.020 € 61.560 €
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Wertung von Eventualpositionen / Optionen
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VK Nordbayern, Beschluss vom 04.10.2005, 320 . VK - 3194 -
30 / 05: „Die Wirtschaftlichkeit eines Angebots ist auch durch die
Bedarfspositionen bestimmt. Wären Bedarfspositionen bei der
Angebotswertung generell zu ignorieren, könnte man sie beliebig
teuer anbieten, ohne dass sich dadurch die Auftragschance
verringerte.“

Eventualpositionen/Bedarfspositionen
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VK Schleswig-Holstein, Beschluss vom 12.07.2005, VK - SH
14 / 05: „Es ist nicht nur zulässig, Bedarfspositionen zu werten,
sondern deren Wertung ist aus Gründen der Transparenz und der
Wettbewerbsgerechtigkeit zwingend geboten (...). 
Denn ohne deren Berücksichtigung könnten sie beispielsweise von
Bietern preislich beliebig hoch angesetzt werden, ohne dass dies
Auswirkungen auf die Auftragschancen hätte. 
Dies könnte in der Kalkulation eine erhebliche Rolle spielen und
diejenigen Bieter benachteiligen, die ein realistisches, sorgfältig
kalkuliertes Angebot auf die Bedarfspositionen abgeben. “

Eventualpositionen/Bedarfspositionen
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VK Schleswig-Holstein, Beschluss vom 12.07.2005, VK - SH
14 / 05: „
Aber auch der Auftraggeber könnte gezwungen sein, den Zuschlag
auf das nur ohne Berücksichtigung der Bedarfspositionen
wirtschaftlichste Angebot zu erteilen. 

Sollte es dann zur Ausführung der Leistungen kommen, wäre der
Auftraggeber auch an in Bedarfspositionen überteuerte Angebote
gebunden.“

Eventualpositionen/Bedarfspositionen
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Verlängerungsoptionen
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● Verlängerungsoptionen fnden sich zum Beispiel bei der
Ausschreibung von Rahmenverträgen und
Dienstleistungsverträgen bei denen die Vertragslaufzeit eine
wesentliche Rolle spielt. 

● Diese Verträge können in einen garantiert beauftragten
Zeitraum und einen optional beauftragten Zeitraum
aufgeteilt werden. 

● Die Verlängerungsoptionen müssen bereits in dem
Ausgangsauftrag aufgeführt werden und fnden ihre
Berücksichtigung auch in der Schätzung des Auftragwertes.

Verlängerungsoptionen
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● Wird die Verlängerungsoption in der Ausgangs-
ausschreibung mit aufgeführt und mit ausgeschrieben, ist
die Verlängerungsoption Bestandteil des Vergabewett-
bewerbs und des bei Zuschlag erfolgten Auftrags. Gemäß 
§ 132 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 GWB ist dann die Verlängerung des
Auftrags ohne Neuausschreibung möglich.  

● Bei der Ausgestaltung der Verlängerungsoptionen darf
allerdings die daraus resultierende Gesamtlaufzeit der
Verträge nicht unbegrenzt werden, da lange Laufzeiten
wettbewerbsbeschränkend wirken.  

● Für Rahmenvereinbarungen sind deshalb in den
Vergabeverordnungen Maximallaufzeiten vorgegeben, die
nur in begründeten Ausnahmefällen überschritten werden
dürfen.

Verlängerungsoptionen
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§ 132 Abs. 2 Nr. 1 GWB: „Unbeschadet des Absatzes 1 ist die
Änderung eines öfentlichen Auftrags ohne Durchführung eines
neuen Vergabeverfahrens zulässig, wenn in den ursprünglichen
Vergabeunterlagen 
● klare, genaue und eindeutig formulierte Überprüfungsklauseln

oder Optionen vorgesehen sind, 
● die Angaben zu Art, Umfang und Voraussetzungen möglicher

Auftragsänderungen enthalten, und 
● sich aufgrund der Änderung der Gesamtcharakter des Auftrags

nicht verändert, (...)“

Option
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Erweiterungsoptionen
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● Erweiterung der Auftragsleistung 
● Beispiel: Ausschreibung zum Kauf von 150 PKW mit der

Option zum Kauf von weiteren 100 PKW innerhalb von zwei
Jahren.

Erweiterungsoptionen
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Im Zivilrecht ist eine Option, die rechtlich begründete
Anwartschaft, ein Recht durch eine einseitige Erklärung zu
erwerben. 

Bei Vergabeverfahren kommt dies in der Form vor, dass 
● Vertragslaufzeiten optional verlängert werden können,
● Leistungen optional erweitert werden können,
● Alternativen ausgewählt werden können (maximal 10% der

Auftragssumme)
● im Bedarfs-/Eventualfall besondere Leistungen optional

abgerufen werden können (maximal 10% der
Auftragssumme).

Option



Vielen Dank!
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Dieses Vortrag wurde mit großer Sorgfalt erarbeitet. Trotzdem können Fehler und Irrtümer nicht vollständig ausgeschlossen
werden. Verlag und Autor übernehmen keine juristische Verantwortung und keine Haftung für inhaltliche oder
drucktechnische Fehler sowie deren Folgen. Jeder Anwender ist daher  aufgefordert, alle Angaben in eigener Verantwortung
zu prüfen.

Die Wiedergabe von Warenbezeichnungen, Handelsnamen oder sonstigen Kennzeichen in diesem Vortrag berechtigt nicht zu
der Annahme, dass diese von jedermann frei benutzt werden dürfen. Vielmehr kann es sich auch dann um eingetragene
Warenzeichen oder sonstige geschützte Kennzeichen handeln, wenn sie nicht eigens als solche gekennzeichnet sind.


